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Der VAMV setzt sich gegen die Ein-
führung eines Betreuungsgeldes ein 
und unterstützt den Ausbau einer flä-
chendeckenden, ganztägigen öffent-
lichen Kinderbetreuung. Anlässlich 
der Sachverständigenanhörung im 
Bundestag zum Betreuungsgeld am 
4. Juli 2011 hat der VAMV sich ge-
meinsam mit 20 anderen Verbänden 
und Gewerkschaften gegen das Be-
treungsgeld ausgesprochen. Weitere 
Unterzeichner/innen sind unter an-
derem der Deutsche Frauenrat, AWO, 
ver.di, GEW und pro familia.

Betreuungsgeld nicht  
im Sinne der Kinder
Berlin, 4. Juli 2011. „Es wäre gera-
dezu fatal, wenn aufgrund eines Be-
treuungsgeldes von 150 Euro sozial 
schwache Familien darüber nachden-
ken müssten, was sie dringender 
benötigen: das Geld oder ein gutes 
Bildungs- und Förderungsangebot für 
ihre Kinder“, erklärt der AWO Bun-
desvorsitzende Wolfgang Stadler an-
gesichts der heutigen Anhörung des 
Bundestagsausschusses für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend zum 
Thema Betreuungsgeld und kritisiert, 
dass eine Einführung des Betreu-
ungsgeldes „im krassen Widerspruch 
zu allen bildungs- und migrations-
politischen Zielen, die die Bundes-
regierung zu haben vorgibt“, steht.

Ein Betreuungsgeld würden diejenigen 
Eltern erhalten, die ihr Kind ab dem 
Jahr 2013 nicht in einer Kindertages-
einrichtung oder in Kindertagespflege 
betreuen lassen, sondern dies selber 
wahrnehmen. „Wenn wirklich alle Kin-
der die gleichen Chancen auf ein gut 
gefördertes Aufwachsen haben sollen, 
müssen diese ideologischen Debatten 
über ein Betreuungsgeld aufhören“, 
fordert der Vorsitzende des Kinder-
schutzbundes Heinz Hilgers und er-
klärt weiter: „Die heutige Anhörung 
hat gezeigt, dass das Betreuungs-
geld nicht im Sinne der Kinder ist.“

„Wir brauchen jeden Euro um den 
Ausbau des Betreuungsangebotes in 
Kindertagesstätten zu stemmen“, er-
klärt Christiane Reckmann, Vorsitzen-
de des Zukunftsforums Familie (ZFF).  
Der zweite Zwischenbericht zur Eva-
luation des Kinderförderungsgeset-
zes zeigte, dass die Ausbaudynamik 
bis zum Sommer 2013 noch erheb-
lich gesteigert werden muss, um das 
politische Ziel einer durchschnitt
lichen Betreuungsquote von 35 Pro-
zent bundesweit zu erreichen. „Wür-
de das Geld hier eingesetzt, könnten 
vor allem die Kinder davon profitie-
ren“, betont Reckmann abschließend.  

presse

Am 17. Mai 2011 startete in Berlin 
die Kampagne „7 % für Kinder“. 
Eltern und Kinder aus ganz 

Deutschland formten vor dem Bran-
denburger Tor eine große Sieben. Ihre 
Forderung: Der reduzierte Mehrwert-
steuersatz von 7 Prozent muss auch für 
Kinderprodukte und Dienstleistungen für 
Kinder gelten! 

Gemeinsam mit anderen Verbänden, 
Organisationen und Einrichtungen aus 
Gesellschaft und Wirtschaft haben sich 
die Arbeitsgemeinschaft der deutschen 
Familienorganisationen e.V. (AGF) und 
JAKO-O zum Bündnis „7 % für Kin-
der“ zusammengeschlossen. Mit einer 
öffentlichen Kampagne und politischer 
Lobbyarbeit setzen 
sich die Bündnispart-
ner/innen dafür ein, 
die Rahmenbedin-
gungen für Familien 
in Deutschland zu 
verbessern. Auf dem 
Pariser Platz fanden 
sich neben Kindern 
und ihren Eltern auch 
viele Vertreter/innen 
der Bündnispartner/
innen ein. Prominen-
te Unterstützung kam 
von TV-Moderatorin 
Enie van de Meiklo-
kjes: „Es kann nicht 
sein, dass wir den 
Kauf teurer Gemälde 
steuerlich begünstigen, aber wenn Kinder 
mit Buntstiften malen, tun wir das nicht“, 
sagte sie. „Den Kauf von Kinderkleidung 
oder Schulheften müssen wir in gleicher 
Weise unterstützen. Gerade Eltern, die 
wenig haben, sollten nicht an solchen 
Dingen sparen müssen.“ Der Geschäfts-
führer der AGF, Sven Iversen, erklärte: 

„Der reduzierte Mehrwertsteuersatz für 
Kinderprodukte wäre ein starkes Zeichen 
für zukunftsorientierte Familienpolitik 
und ein klares Bekenntnis zur Familie.“

Weitere Aktionen 

Im Rahmen der Initiative finden zahl-
reiche Aktionen statt, um den Druck 
auf die politischen Entscheidungsträ-

ger/innen zu erhöhen. Im Mai und Juni 
prägte Plakatwerbung an Bussen und in 
zentralen U-Bahn-Stationen in Berlin-
Mitte bereits das Stadtbild. Die Webseite 
www.7fuerkinder.de bildet gemeinsam 

7 % für Kinder:  
Steuern runter für Kinderprodukte

kampagne

mit dem Facebook-Auftritt die zentrale 
Kommunikationsplattform der Kampagne. 
Unterstützer/innen können ihren Namen 
online auf der Kampagnen-Webseite oder 
auf verschiedenen Veranstaltungen der 
Bündnispartner/innen auf die Unterschrif-
tenliste setzen. Diese erreichte kürzlich 
die 11.000er-Marke. Die Facebook-Seite 
hat schon knapp 3.000 Fans. 

Bis zum Herbst sollen mindestens 
20.000 Unterschriften gesammelt 
und der Bundesregierung überreicht 

werden. Darüber hinaus wurden alle 
Bundestagsabgeordneten über die Kam-
pagne informiert und aufgefordert, sich zu 
positionieren. Für den Spätsommer sind 
weitere öffentliche Aktionen geplant, bei 

denen Erwachsene und Kinder sich betei-
ligen können. Somit soll die Kampagne 
weiterhin für Gesprächsstoff und über die 
Presse für Öffentlichkeit sorgen. 

Interessierte können das Kampagnenma-
terial – Postkarten, Flyer und Plakate 
mit den verschiedenen Motiven – direkt 

über die Website anfordern, um diese in 
Kindergärten, Schulen, Sportvereinen, 
Cafés etc. zu verteilen. Ziel ist es, die 
Kampagne einer breiten Öffentlichkeit 
bekannt zu machen und die Bürger/innen 
zum Mitmachen zu motivieren. 

Maren Vergiels

Informationen, die Online-Unterschrif-
tenliste und Bestellmöglichkeiten 
für Kampagnenmaterial gibt es unter 
www.7fuerkinder.de. 

Zur Facebook-Seite der Initiative führt der 
Link www.facebook.com/7fuerkinder. 

Berliner Bus, Bild: Agentur MasterMedia



Informationen für Einelternfamilien | Nr. 3 Juli, August, September 2011|

6

politik

Kindergrundsicherung gegen Kinderarmut

Die UN hat Deutschland für dessen 
anhaltend hohe Kinderarmut au-
ßerordentlich scharf kritisiert. Das 

geht aus ihrem Länderbericht vom Mai 
2011 hervor. Verbände und Politik haben 
verschiedene Vorschläge auf den Tisch 
gelegt, um das Armutsrisiko für Kinder 
zu reduzieren. 

Das Bündnis für Kindergrundsicherung 
schlägt im Rahmen einer umfangreichen 
Reform des Familienlastenausgleichs vor, 
allen Kindern eine Grundsicherung in 
Höhe von 502 € zur Verfügung zu stellen. 
Um die soziale Gerechtigkeit zu wahren, 
unterliegt diese Summe allerdings der 
progressiven Einkommenssteuer: Wer ein 
höheres Einkommen erzielt, profitiert in 
diesem Modell weniger von der Kinder-
grundsicherung als Eltern mit niedrigem 
Einkommen. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund schlägt als zentrales Element 
seiner Strategie gegen Kinderarmut vor, 
den Kinderzuschlag in Höhe und An-
spruchsberechtigung auszubauen. Davon 
könnten insbesondere Alleinerziehende 
profitieren, da sie aufgrund der Anrech-
nung von Nichterwerbseinkommen (z.B. 
Unterhalt) bislang äußerst selten den 

Kinderzuschlag erhalten. Der Kinder-
zuschlag steht einkommensschwachen 
Eltern zu, die für ihr eigenes Auskommen 
sorgen können, aber nicht für 
das ihrer Kinder. 
Warum schließt sich der VAMV 

diesen Vorschlägen nicht an? 
Aus der Sicht des VAMV führen 
beide skizzierten Konzepte eine 
Ungleichbehandlung von Kin-
dern fort. Der VAMV plädiert 
für einen konsequenten Para-
digmenwechsel hin zu einem 
eigenständigen Anspruch des 
Kindes auf Existenzsicherung, 
unabhängig vom Einkommen 
der Eltern. 

Der VAMV hat 2008 sein 
Konzept einer Kindergrundsi-
cherung veröffentlicht: Alle Kinder, die 
einen Anspruch auf Kindergeld haben, 
erhalten stattdessen eine staatliche Grund-
sicherung in Höhe von 500 Euro im Monat. 
Diese ist ein Einkommen des Kindes. Die 
Höhe orientiert sich an den Ergebnissen 
des Siebten Existenzminimumsberichts 
der Bundesregierung. Zur Finanzie-
rung erfolgt ein Zusammenfassen aller 

Impressum:

Informationen für Einelternfamilien
ISSN 0938-0124

Herausgeber:
Verband alleinerziehender Mütter und Väter, 
Bundesverband e. V.
Hasenheide 70, 10967 Berlin
Tel. (030) 69 59 78 6
Fax (030) 69 59 78 77
kontakt@vamv.de
www.vamv.de	
www.die-alleinerziehenden.de

Bankverbindung:
Bank für Sozialwirtschaft Köln
Konto 709 46 00, BLZ 370 620 500

Redaktion:
Miriam Hoheisel, Antje Asmus

Redaktionsschluss für die nächste Ausgabe:
15. September 2011

Unsere langjährige Geschäftsführerin 
Peggi Liebisch hat sich nach 17-jäh-
riger Tätigkeit im VAMV einer 

neuen Herausforderung ge-
stellt: Seit Mitte Mai 2011 
ist sie als Bundesgeschäfts-
führerin bei pro familia in 
Frankfurt tätig.

17 Jahre sind sowohl in 
einem 43-jährigen Ver-
bandsleben als auch in der 
privaten Vita von Peggi 
ein wesentlicher Abschnitt. 
Peggi hat sich mit ihrer 
ganzen Persönlichkeit und 
fachlichen Kompetenz in 
diese Arbeit eingebracht 
und das heutige Gesicht des 
Verbandes maßgeblich mit-
geprägt. Ihr hoher Anspruch an die Arbeit 
in der Geschäftsstelle war verbunden mit 
innovativen, kreativen und zukunftswei-
senden Impulsen. Wie viele VAMV-Ideen 
hat sie und haben wir später gemeinsam 
auf den Weg gebracht: Kampagne Steu-
erklasse II, Mehrwertsteuerkampagne, 

Viel bewegt, viel erreicht
VAMV

bisherigen kindbezogenen steuerfinan-
zierten Transferzahlungen wie Sozialgeld, 
Kindergeld oder Unterhaltsvorschussleis-

tungen. Auch das Abschaffen 
des Ehegattensplittings ist 
Baustein der Finanzierung, 
da dieses – anders als eine 
Kindergrundsicherung – auch 
kinderlose Ehen alimentiert. 
Die Kindergrundsicherung 
nach dem Modell des VAMV 
würde ohne vorherige Be-
darfsprüfung und damit auch 
Elterneinkommensunabhän-
gig jedem Kind zustehen. 
Trotz aller Unterschiede: 
Alle Vorschläge zielen darauf, 
wirksame Instrumente zu 
etablieren, welche Kinderar-
mut deutlich verringern. In 

diesem Ziel sind sich die Verbände mit 
der UN einig, und das ist gut so. 

Antje Asmus

Weiterführende Literatur: Lange, Joa-
chim; Nullmeier, Frank (Hrsg.) (2011): 
Kindergrundsicherung: (K)eine gute 
Idee? Rehburg-Loccum. 

Kindergrundsicherung, elterliche Sorge 
Nichtverheirateter, ENoS, das Internet-
portal „die-alleinerziehenden“ sind nur 

einige wenige Beispiele 
der vergangenen Jahre. 
In diese Zeit fiel auch 
die Geburt ihres zwei-
ten Kindes, Sohn Zino 
Anton. 

Unzählige Interviews, 
Fernsehauftritte, Presse-
gespräche, Gremien- und 
Politikgespräche sowie 
Podiumsdiskussionen 
setzten deutliche Im-
pulse. Ihr Geschick, 
vernetzte Strukturen der 
politischen Arbeit auf-
zubauen und zu pflegen, 

ist bemerkenswert. Die Entwicklung des 
Konzepts der Kindergrundsicherung als 
positives Beispiel politischer Themen-
setzung und Lobbyarbeit wurde von der 
Bertelsmannstiftung in der Publikation 

„Strategisch. Praktisch. Gut“ als gutes 
Beispiel hervorgehoben. 

Peggi ist in hohem Maße geprägt von 
den politischen Zielen des VAMV. Sicher 
wird die Zukunft Möglichkeiten bieten, 
im Gedanken der Vernetzung weiter 
zusammenzuarbeiten. Persönliche Bin-
dungen und Freundschaften werden den 
Wechsel des Arbeitsplatzes überdauern.

Edith Schwab
Bundesvorsitzende des VAMV

Verabschiedung Peggi
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VAMV

Abschied von  
unserer Ehrenpräsidentin 
Dr. Helga Stödter
Die langjährige Ehrenpräsidentin des 
Verbandes alleinerziehender Mütter 
und Väter e. V. (VAMV), Dr. Helga Stöd-
ter, ist am 29. Mai 2011 im Alter von 89 
Jahren verstorben. „Helga Stödter hat 
sich ihr ganzes Leben für die Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern 
eingesetzt und viel dafür getan, die 
rechtliche und wirtschaftliche Situation 
Alleinerziehender zu verbessern“, wür-
digt Edith Schwab, Bundesvorsitzende 
des VAMV, das Wirken Helga Stödters. 

Die Juristin war eines der ersten Mit-
glieder des „Verbands lediger Mütter“, 
den die Lehrerin Luise Schöffel 1967 
gründete. Es gelang ihr, in Hamburg 
Unterhaltsvorschusskassen als Mo-
dellprojekt einzuführen. Heute sind 
diese bundesweit etabliert und helfen 
Alleinerziehenden für einen begrenz-
ten Zeitraum, die wirtschaftlichen 
Grundbedürfnisse ihrer Kinder zu de-
cken, wenn der andere Elternteil kei-
nen Unterhalt zahlen kann oder will.

Helga Stödter gründete 1971 den Ver-
band alleinerziehender Mütter in Ham-
burg. Als dessen Vorsitzende setzte sie 
sich erfolgreich dafür ein, die Wohnsitu-
ation Allereinziehender zu verbessern. 
Die energievolle wie streitbare Anwäl-
tin schöpfte ihre enorme Kraft zum 
Handeln aus zwei Quellen: aus der gro-
ßen Begeisterung für eine Sache oder 
aus der Wut über eine Ungerechtigkeit. 

Ein wichtiges Anliegen war Helga Stöd-
ter die Förderung von Frauen in der 
Wirtschaft. Sie war Mitbegründerin des 
European Women’s Management De-
velopment Network (EWMD) und 1984 
dessen erste Präsidentin. 1988 rief sie 
die Helga-Stödter-Stiftung zur Förde-
rung von Frauen für Führungspositio-
nen ins Leben. Auch die Anerkennung 
von Familien- und Erziehungsarbeit lag 
ihr am Herzen: „Alleinerziehende Mütter 
arbeiten 24 Stunden am Tag, aber sie 
bekommen kein Geld dafür“, ist ein Satz, 
mit dem sie Alleinerziehende stärkte.

„Nie anfangen aufzuhören“, war bis 
ins hohe Alter die Handlungsmaxi-
me der Mutter von drei Töchtern und 
Großmutter von 14 Enkelkindern. Bis 
zuletzt hat sie sich für Frauen und de-
ren Gleichberechtigung eingesetzt. 
„Wir nehmen Abschied von einer 
starken Persönlichkeit mit einem be-
merkenswerten Lebenswerk. Sie hat 
wichtige Impulse gesetzt, dabei vie-
les durchgesetzt und wird für uns ein 
großes Vorbild bleiben“, ehrt Edith 
Schwab das Wirken Helga Stödters.

nachruf

Volle Kraft voraus!

Die alte Stelle aufgegeben, um beim 
VAMV die Nachfolge für Peggi 
Liebisch als Bundesgeschäftsfüh-

rerin anzutreten – was reizte mich, das 
zu tun? 

Zum VAMV hat mich seine klare gleich-
stellungspolitische Linie geführt. Denn 
nur eine Familien- und 
Arbeitsmarktpolitik, die 
Anreize für eine partner-
schaftliche Teilung von 
Arbeit setzt – bezahlter 
wie unbezahlter – und 
bestehende Fehlanreize 
abschafft, wird lang-
fristig die finanzielle 
Situation Alleinerzie-
hender verbessern. Es 
braucht politische Wei-
chenstellungen hin zu 
einem geschlechterge-
rechten Arbeitsmarkt, 
damit Alleinerziehende 
durch die eigene Erwerbsarbeit sich und 
ihren Nachwuchs ernähren können. 
Auch meine Biographie durchzieht ein 

gleichstellungspolitischer Faden. Es ist 
das Thema, dem sich meine vielfältigen 

beruflichen Stationen gewidmet haben: 
sei es als Referentin bei einem Jugendver-
band, in der wissenschaftlichen Forschung, 
als Journalistin oder als Projektleiterin 

„Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ 
am Umweltbundesamt. Nach der Ar-
beit auf der betrieblichen Ebene, wo 

ich im Konkreten gute 
Maßnahmen anstoßen 
konnte, reizt mich nun  
die politische Arbeit und 
die Interessenvertretung 
für Alleinerziehende. 

Mein erster Arbeitstag 
Anfang Juni hat mich 
direkt zur Jahresfachta-
gung in Mainz geführt. 
Ein Sprung ins kalte 
Wasser, der gut getan 
hat: Ich habe nicht nur 
Gesichter „gesammelt“, 
sondern auch viele er-
frischende Eindrücke 

mitgenommen. Auf die Arbeit im und für 
den VAMV freue ich mich!

Miriam Hoheisel
Bundesgeschäftsführerin

Für den VAMV im Einsatz

Abonnement:
Wenn Sie die Informationen für Alleinerziehende 
regelmäßig elektronsich  erhalten möchen, schicken 
Sie einfach eine Mail an: kontakt@vamv.de

Oder Sie gehen direkt auf die Internetseite
www.vamv.de/publikationen/informationen-fuer-
einelternfamilien.html

Nicht mehr ganz neu, aber noch nicht 
offiziell vorgestellt: Seit Anfang 
2011 arbeite ich als wissenschaft-

liche Referentin für den VAMV. In meine 
Zuständigkeit fallen die 
Themen Gleichstellung, 
Sozialrecht, Arbeitsmarkt, 
Bildung und Armut. Da-
neben bin ich Redakteurin 
der Einelterninformationen 
sowie des Portals die-al-
leinerziehenden.de. Meine 
bisherigen Erfahrungen 
in einem Forschungspro-
jekt zum „Ernährermodell“ 
sowie in einem Bundes-
tagsabgeordnetenbüro 
sind eine gute Grundla-
ge, um mich beim VAMV 
einzubringen. 

Die Gleichstellungsperspektive, welche 
der VAMV im Rahmen seiner Lobbyarbeit 

einnimmt, ist mir besonders wichtig. Seit 
Beginn meines Studiums der Politikwis-
senschaften und Germanistik weiß ich, 
dass noch viel Engagement notwendig 

ist, um Geschlechter-
gerechtigkeit in unserer 
Gesellschaft voranzu-
bringen. Dafür braucht 
es aus meiner Sicht eine 
gelungene Verknüpfung 
zwischen den in der 
Wissenschaft formu-
lierten Erkenntnissen, 
den Alltagserfahrungen 
der Menschen und der 
politischen Praxis. Oft, 
so meine Erfahrung, 
hinkt die Politik den 
sinnvollen Vorschlägen 

aus den Universitäten 
und Verbänden weit hinterher. Deswegen 
halte ich eine starke Interessenvertretung 
außerhalb des Parlaments gerade für 
Personengruppen mit wenig Geld, für 
dringend notwendig. Politische Willens-
bildung sollte nicht den Eliten vorbehalten 
sein. All das kann ich jetzt beim VAMV 
umsetzen, es ist mir eine Freude!

Antje Asmus
Wissenschaftliche Referentin
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Buch

Bei uns gibt es keine Diskriminierung, 
wir entscheiden nach Qualifikation“ 
ist eine gängige Aus-

sage von Arbeitgebern. Dies 
verwundert, zeichnen allge-
meine Statistiken doch ein 
anderes Bild. Danach sind 
Frauen im Erwerbsleben 
benachteiligt. Um das für 
einzelne Unternehmen sicht-
bar machen und bekämpfen 
zu können, haben die vier 
Autorinnen Karin Tondorf, 
Andrea Jochmann-Döll, 
Petra Ganser und Kerstin 
Jerchel das „PraxisHand-
buch Gleichbehandlung“ 
verfasst. 

Fünf Bereiche werden thematisiert: Ar-
beitsentgelt, Arbeitszeit, Beschäftigung, 
Rechte sowie Durchsetzungsstrategien. 
Welche Wege können Gleichstellungs-
beauftrage und Personalverantwortliche 

Anspruch und Wirklichkeit in Einklang bringen: 
PraxisHandbuch Gleichbehandlung

gehen, um Chancengleichheit voranzu-
bringen? Mit welchen Prüfinstrumenten 

ist Entgeltgleichheit 
vor Ort feststellbar? 
Ausführlich wird das 
Instrument „Entgelt-
gleichheits-Check“ 
(eg-check.de) vor-
gestellt. Damit kann 
entlang einzelner Ent-
geltbestandteile wie 
Leistungsvergütung 
oder Erschwernis-
z u s c h l ä g e n  g u t 
ausgewertet werden, 
ob Männer und Frauen 
gerecht entlohnt wer-
den. Dieses Vorgehen 
schafft nachvollzieh-

bare und handfeste Fakten, die schlecht 
ignoriert werden können.

An zahlreichen praktischen Beispie-
len zeigen die Autorinnen auf, wie 

Diskriminierungsfallen entdeckt und 
vermieden werden können. Konkrete 
Handlungsleitfäden für die alltägliche 
Praxis machen ein extra Kapitel aus. 
Darunter fällt z.B. die Verwendung einer 
geschlechtsneutralen Sprache. Diese 
fördert Gleichstellung, weil sie explizit 
beide Geschlechter anspricht. Es besteht 
dann nicht mehr die Gefahr, dass Frauen 
sich angesprochen fühlen wenn tatsäch-
lich nur von Männern die Rede ist. Eine 
Tabelle mit sprachlichen Methoden wird 
gleich mitgeliefert. Statt „Ansprechpart-
ner“ kann es auch „die Ansprechperson“ 
heißen. Und da das Buch ein rundum 
hilfreiches Praxisbuch ist, fehlen am Ende 
auch nicht die gesetzlichen Grundlagen, 
sondern stehen im Anhang.

Antje Asmus

Petra Ganser; Kerstin Jerchel; Andrea 
Jochmann-Döll; Karin Tondorf 2011: 
Praxishandbuch Gleichbehandlung, VSA-
Verlag, 24,80 Euro

Eine Studie der Universität Bie-
lefeld räumt mit Vorurteilen auf: 
Alleinerziehende erleben zwar viele 

Belastungen, geben diese aber nicht an 
ihre Kinder weiter. Den größten negativen 
Einfluss auf das Aufwachsen von Kindern 
hat eine potenzielle Armutslage. Die 
Frage, ob ein Kind mit einem oder zwei 
Elternteilen zusammenlebt, ist dagegen 
wenig relevant. Da Kinder von Allein-
erziehenden ein erhöhtes Armutsrisiko 
haben, sind sie jenen negativen Einflüssen 
umso wahrscheinlicher ausgesetzt. Zu-
dem werden sie häufiger ausgegrenzt.

Die repräsentative Studie hat Kinder 
selbst befragt. Sie belegt, dass sich Kinder 
aus ökonomisch benachteiligten Famili-
en häufig selbst weniger zutrauen, ihre 
Fähigkeiten schlechter einschätzen und 
von Anfang an schlechtere Noten haben 
als Kinder aus privilegierten Familien. 
Diese bekommen selbst dann bessere 
Noten, wenn sie ihre eigenen Fähigkeiten 
schlechter einschätzen. Die Studie ver-
weist auf den Zusammenhang zwischen 
einer positiven Selbsteinschätzung von 
Kindern und einer anregungsreichen 
Umwelt. Die Möglichkeit Kinder ent-
sprechend zu fördern, hängt mit dem 

Alleinerziehende sind gute Eltern!
Studie

Einkommen der Eltern und ihrer Mobi-
lität zusammen: So geben zum Beispiel 
Kinder aus benachteiligten Milieus mit 
30 Prozent deutlich seltener an, ein Mu-
sikinstrument zu spielen als Kinder aus 
wohlsituierten Familien mit über 60 Pro-
zent. Aus den Ergebnissen der Befragung 
wird geschlossen, dass für ein gutes Auf-
wachsen aller Kinder das Herstellen einer 
anregungsreichen Umwelt ein zentraler 
Ansatzpunkt für öffentliche pädagogische 
Einrichtungen ist.

Kinder aus benachteiligten und Einel-
ternfamilien berichten in den Interviews 
von mindestens genauso viel Aufmerk-
samkeit und Zuwendung in der Erziehung 
wie Kinder aus Zweielternfamilien. Das 
widerlegt das Vorurteil, wonach Allein-
erziehende keine gute Erziehungspraxis 
hätten. Deren Kinder geben sogar zu 100 
Prozent an, „sie hätten immer jemanden, 
der sich um sie kümmert.“

Armut belastet Kinder

Gut ein Viertel der Kinder aus sozial 
benachteiligten Milieus fühlt sich 
emotional belastet: 31 Prozent 

sagen, „oft wütend zu sein“, 21 Prozent 

sich „oft zu schämen“. Kinder aus pri-
vilegierten Familien stimmen diesen 
Aussagen nur zu 20 bzw. 12 Prozent zu. 
Der Familienstatus Alleinerziehend wirkt 
weiter verstärkend: Kinder ökonomisch 
benachteiligter Alleinerziehender geben 
mit 22 Prozent am häufigsten an, „oft 
traurig zu sein, ohne zu wissen warum“. 
Zudem wird der Nachwuchs ökonomisch 
benachteiligter Alleinerziehender stärker 
ausgegrenzt: 34 Prozent stimmen der 
Aussage zu, „von anderen gehänselt zu 
werden“, 23 Prozent „meistens allein zu 
sein“. Jedes dritte dieser Kind wird sogar 
gemobbt. Dennoch glauben 90 Prozent 
aller befragten Kinder „ihr Leben wird 
richtig schön“. Bei Kindern aus privile-
gierten Familien gilt dies zu nahezu 100 
Prozent. 

Der Erziehungswissenschaftler Holger 
Ziegler hat für die Studie „Auswirkung 
von Alleinerziehung auf Kinder in pre-
kärer Lage“ Interviews mit 1053 Kindern 
geführt. Er befragte Kinder zwischen 
sechs und 13 Jahren in einer sogenannten 
Vier-Feld-Studie: Kinder aus jeweils gut 
und schlecht situierten Eineltern- und 
Zweielternfamilien. 
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